
die Grundlagen für die Sicherung des Friedens über­
haupt“ geführt1.
Angesicht der hartnäckigen westdeutschen Ver­
drehungsversuche sei zunächst nochmals die wirkliche 
Rechtslage klargestellt2.
Für die Durchführung der im Potsdamer Abkommen, 
Abschn. Ill A 5, 6 und B 12, 14, gestellten politischen 
und wirtschaftlichen Aufgaben war gemäß den Grund­
sätzen des Abschn. Ill A 1 und des Berliner Abkom­
mens über den Kontrollmechanismus in Deutschland 
vom 5. Juni 1945 jeder Oberbefehlshaber für die ihm 
zugewiesene Zone zuständig und alle gemeinsam für 
Fragen, die Deutschland als Ganzes betrafen. „Die 
Feststellung in dem Abkommen, daß die höchste 
Autorität . . . von dem betreffenden Oberbefehlshaber 
ausgeübt wird .., bedeutete, daß der Zonen-Befehls- 
haber ermächtigter Repräsentant nicht seiner Regie­
rung, sondern der vier Regierungen ist, der demnach 
für den Kontrollrat deutsche Gesetze erläßt und Akte 
vollzieht, die Gesetze und Akte des deutschen Staates 
sind.“3

Diese Regelung der Regierungsfunktionen in Deutsch­
land entsprach vollkommen dem Ausgangspunkt des 
Potsdamer Abkommens, Deutschland trotz der Zonen­
einteilung als Einheit zu behandeln. Alle Maßnahmen 
zur Durchführung der Punkte III B 12 ff. mußten daher 
in ganz Deutschland Anerkennung finden oder, wie der 
englische Völker- und Staatsrechtslehrer M a n n  in 
einem Gutachten es ausgedrückt hatte: „Innerhalb des 
Landesrechts übt der Kontrollrat die Funktionen einer 
deutschen Regierung aus . . . Die Akte seiner voll­
ziehenden Beamten sind Akte des deutschen Staates.“4 
Die SMAD-Befehle Nr. 124 vom 30. Oktober 1945 und 
Nr. 154/181 vom 21. Mai 1946, durch die das Vermögen 
aller verbotenen und aufgelösten Gesellschaften usw. 
zunächst sequestriert und schließlich den Ländern in 
Besitz und Verfügung übergeben wurde, sind ebenso 
wie das Gesetz Nr. 52 in der amerikanischen und briti­
schen Zone ein gesetzgeberischer Akt zur Durchführung 
des Potsdamer Abkommens gewesen und mußten daher 
auch in den anderen Zonen als für alle Deutschen ver­
bindlich respektiert werden5.
Bezeichnenderweise ist die westdeutsche Rechtsprechung 
und Rechtslehre bei ihren Versuchen, die Durchführung 
des Potsdamer Abkommens zu sabotieren und die Wir­
kung der Enteignungen wenigstens auf das in der SBZ 
gelegene Vermögen zu beschränken, einer Ausein­
andersetzung mit den Grundsätzen des Potsdamer Ab­
kommens und der durch diesen Völkerrechtsakt ge­
schaffenen besonderen Rechtslage in Deutschland stets 
hartnäckig ausgewichen. Man hat statt dessen versucht, 
mit widerspruchsvollen Analogieschlüssen Grundsätze 
des Internationalen Privatrechts als sog. Interzonales 
Privatrecht auf die völlig anders liegende Situation in 
Deutschland zu übertragen. Damit hat man sehr früh 
schon auf juristischem Gebiet die gleiche Verletzung 
und Verneinung des Potsdamer Abkommens praktiziert 
wie allgemein auf politischer Ebene. Dies geschah, um 
der unausweichlichen rechtlichen Konsequenz zu ent­
gehen, daß die in der SBZ rechtmäßig durchgeführten 
Enteignungen für ganz Deutschland verbindlich sind 
und, da sie die Vernichtung der Rechtspersönlichkeit 
der enteigneten Gesellschaft in sich schließen, sich
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keineswegs nur auf einzelne Objekte beschränken kön­
nen, sondern sich notwendigerweise auf das jeweilige 
wirtschaftliche Unternehmen als Ganzes erstrecken6. 
Durch die Mißachtung der e i n h e i t l i c h e n  Rechts­
grundlage aller nach 1945 vorgenommenen Enteigungs- 
maßnahmen hat „die zivilrechtliche Rechtsprechung 
Westdeutschlands auf diesem Gebiet an der Zerreißung 
Deutschlands entscheidend mitgewirkt. Man h a t . . .  
mit der Proklamierung des aus dem internationalen 
Privatrecht übernommenen Territorialitätsprinzips nicht 
nur die Zerreißung Deutschlands in Besatzungszonen, 
sondern die Auflösung in eine Anzahl von einzelnen 
Bundesländern mit vorbereitet“7.
Immerhin fanden diese Spaltungsversuche bis in die 
jüngste Zeit hinein in der westdeutschen Rechtspraxis 
und Rechtslehre eine juristische Schranke in der An­
erkennung der „allgemeinen Grundsätze des internatio­
nalen und interzonalen Rechts, daß staatliche Eingriffe 
wie Enteignungen in ihrer Wirkung auf das Gebiet des 
Staates beschränkt sind, auf dem die Enteignungsmaß­
nahme getroffen worden ist“8.
Trotz der fehlerhaften territorialen Beschränkung der 
Enteignungswirkungen hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) in seinem Urteil vom 12. November 1959 die 
Wirksamkeit der Enteignung einer Forderung gegen­
über dem in der DDR wohnhaften Hauptschuldner 
anerkannt und nur die Befreiung des in Westdeutsch­
land wohnhaften Bürgen unter Berufung auf Art. 30 
EGBGB abgelehnt.
Mag es sich bei dieser westdeutschen Praxis um eine 
rechtliche Anerkennung der Enteignung oder — wie 
B e i t z k e  in seiner Anmerkung zu diesem Urteil 
behauptet — nur um eine De-facto-Anerkennung han­
deln, weil die Vorbehaltsklausel des Art. 30 EGBGB 
ihre Grenze an der „normativen Kraft des Faktischen“,- 
nämlich der nicht wegzuleugnenden Tatsache der Über­
führung des Unternehmens in Volkseigentum, findet9, 
jedenfalls hat man bisher die Wirkungen der Enteig­
nung für das Gebiet der DDR nicht bestritten und auch 
die Vernichtung der juristischen Person mindestens 
dann anerkannt, wenn diese in den Westzonen keinerlei 
Vermögen hatte10. Zu welchen Konstruktionen diese 
Ansicht geführt hat, um doch wiederum das angebliche 
Belegensein von Vermögenswerten in Westdeutschland 
und damit die sog. Sitzverlegung des enteigneten Unter­
nehmens zu begründen, wird noch gezeigt werden. 
Neuerdings propagiert Beitzke, dem bei der Anwen­
dung der Vorbehaltsklausel, auf die allein der BGH 
den Fortbestand der Bürgschaft in Westdeutschland in 
dem genannten Fall stützen will, mit gutem Grund 
nicht ganz wohl ist, die Radikallösung, die „ostzonale 
Forderungsenteignung“ de iure nicht anzuerkennen. 
Er sieht gerade „das entscheidend Neue des vorliegen­
den Urteils“ des BGH darin, daß „die Nichtanerkennung 
der im Wegfall des Hauptschuldners liegenden Forde­
rungsenteignung ... in Wahrheit (bedeutet), daß der 
BGH auch die erloschene juristische Person als weiler­
bestehend behandelt“.
Wenn das richtig ist — und ein so namhafter westdeut­
scher Professor wie Beitzke, der übrigens auch erheb­
liche Zweifel an dieser ganzen Rechtsprechung durch- 
blicken läßt, muß das ja am besten beurteilen kön-
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